
Teil A Auslandsumzugskostenverordnung

Verordnung über die Umzugskostenvergütung bei
Auslandsumzügen

(Auslandsumzugskostenverordnung – AUV)
vom 26. November 2012 (BGBl. I S. 2349),

zuletzt geändert durch Art. 2 der Verordnung vom 27. Juni 2018
(BGBl. I S. 891)

Auf Grund des § 14 Absatz 1 des Bundesumzugskostengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2682) und des § 82 Absatz 3 des
Bundesbeamtengesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) verordnet das Auswärtige
Amt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, dem Bundesministerium
der Verteidigung und dem Bundesministerium der Finanzen:
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Abschnitt 1
Allgemeines

§ 1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt die bei Auslandsumzügen geltenden Abweichungen von den
allgemeinen Vorschriften des Bundesumzugskostenrechts.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Berücksichtigungsfähige Personen sind:
1. die Ehegattin oder der Ehegatte der berechtigten Person,
2. die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner der berechtigten Person,
3. Kinder der berechtigten Person oder der berücksichtigungsfähigen Person nach Num-

mer 1 oder Nummer 2, die beim Auslandszuschlag berücksichtigungsfähig sind oder
spätestens 40 Wochen nach dem Einladen des Umzugsguts geboren worden sind,

64



Teil A Auslandsumzugskostenverordnung §§ 3, 4

4. der gemeinsam mit der berechtigten Person sorgeberechtigte Elternteil eines eigenen
Kindes der berechtigten Person,

5. pflegebedürftige Eltern der berechtigten Person oder der berücksichtigungsfähigen
Person nach Nummer 1 oder Nummer 2 (mindestens Pflegestufe I nach § 15 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch); alle weiteren Maßnahmen, die der Gesundheitszu-
stand dieser Personen erfordert, sind im Rahmen der Umzugskosten nicht berücksich-
tigungsfähig, sowie

6. im Einzelfall weitere Personen, die nach § 6 Absatz 3 des Bundesumzugskostengeset-
zes berücksichtigungsfähig sind, soweit ihre Berücksichtigung im Einzelfall nach
pflichtgemäßem Ermessen geboten ist, insbesondere, weil die berechtigte Person ihnen
aufgrund gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung nicht nur vorübergehend Unter-
kunft und Unterhalt gewährt,

soweit sie nach dem Umzug zur häuslichen Gemeinschaft der berechtigten Person gehö-
ren. Die Personen nach Satz 1 Nummer 4 und 6 sind nur berücksichtigungsfähig, wenn
sie auch vor dem Umzug zur häuslichen Gemeinschaft der berechtigten Person gehören.
(2) Eine eigene Wohnung ist eine Wohnung, deren Eigentümerin oder Eigentümer oder
Hauptmieterin oder Hauptmieter die berechtigte Person oder eine berücksichtigungsfä-
hige Person ist.

§ 3
Antrag und Anzeigepflicht

(1) Die Ausschlussfrist für die Beantragung der Umzugskostenvergütung nach § 14
Absatz 6 Satz 1 des Bundesumzugskostengesetzes beginnt mit Beendigung des Umzugs.
(2) Die berechtigte Person hat jede Änderung der tatsächlichen Verhältnisse, die die Höhe
der Umzugskostenvergütung beeinflussen kann, unverzüglich anzuzeigen. Entsprechen-
des gilt für Rabatte, Geld- und Sachzuwendungen sowie für unentgeltliche Leistungen.
Leistungen von dritter Seite sind anzurechnen.

§ 4
Bemessung der Umzugskostenvergütung, berücksichtigungsfähige Kosten

(1) Die Bemessung der Umzugskostenvergütung richtet sich nach den persönlichen Ver-
hältnissen der berechtigten Person am Tag des Dienstantritts am neuen Dienstort. Bei
Umzügen aus dem Ausland ins Inland und bei Umzügen aus Anlass der Beendigung des
Dienstverhältnisses (§ 28) sind die persönlichen Verhältnisse an dem Tag, für den zuletzt
Auslandsdienstbezüge gewährt worden sind, maßgeblich.
(2) Wenn bei einem Umzug aus dem Ausland ins Inland die berechtigte Person den
Wohnort so wählt, dass sie in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte
beeinträchtigt ist, werden höchstens die Umzugskosten erstattet, die bei einem Umzug
an den neuen Dienstort entstanden wären; Maklerkosten werden nicht erstattet; Mietent-
schädigung wird nicht gewährt. Wird ein Umzug ins Ausland oder im Ausland an einen
anderen Ort als den neuen Dienstort oder dessen Einzugsgebiet durchgeführt, werden
keine Umzugskosten erstattet. Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte
Behörde kann Ausnahmen in besonderen Fällen zulassen.
(3) Wird eine eigene Wohnung nicht innerhalb eines Jahres nach dem Dienstantritt der
berechtigten Person am neuen Dienstort bezogen, kann eine solche Wohnung im Rahmen
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der Umzugskostenvergütung nicht berücksichtigt werden. In den Fällen des § 28 Absatz 1
und 2 tritt der Tag nach dem Eintritt des maßgeblichen Ereignisses an die Stelle des
Tages des Dienstantritts. Wird die Umzugskostenvergütung erst nach dem Dienstantritt
zugesagt, tritt der Tag des Zugangs der Zusage an die Stelle des Tages des Dienstantritts.
Ist die Wohnung wegen Wohnungsmangels oder aus anderen von der obersten Dienstbe-
hörde als zwingend anerkannten Gründen erst nach Ablauf eines Jahres bezogen worden,
kann sie berücksichtigt werden, wenn die berechtigte Person den Antrag auf Fristverlän-
gerung vor Ablauf der Jahresfrist stellt.
(4) Leistungen nach den §§ 18 bis 21, die vor dem Umzug gewährt werden, stehen unter
dem Vorbehalt, dass zu viel erhaltene Beträge zurückgefordert werden können, wenn der
Umzug anders als zunächst geplant durchgeführt wird.
(5) Kosten werden nur berücksichtigt, soweit sie notwendig und nachgewiesen sind.
(6) Bei einer Beurlaubung im anerkannt dienstlichen Interesse unter Wegfall der Besol-
dung kann mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde Umzugskostenvergütung zuge-
sagt werden. Die oberste Dienstbehörde kann die Befugnis zur Erteilung der Zustimmung
auf eine andere Behörde übertragen.

Abschnitt 2
Erstattungsfähige Kosten

Unterabschnitt 1
Beförderung und Lagerung des Umzugsguts

§ 5
Umzugsgut

(1) Die Auslagen für die Beförderung des Umzugsguts (Beförderungsauslagen) von der
bisherigen zur neuen Wohnung werden erstattet.
(2) Zu den Beförderungsauslagen gehören auch:
1. die Kosten für das Ein- und Auspacken des Umzugsguts, die Montage und Installa-

tion der üblichen Haushaltsgeräte, das Zwischenlagern (§ 9) und die Transportversi-
cherung sowie

2. Gebühren und Abgaben, die bei der Beförderung des Umzugsguts anfallen.

(3) Wird das Umzugsgut getrennt befördert, ohne dass die oberste Dienstbehörde die
Gründe dafür vorher als zwingend anerkannt hat, werden höchstens die Beförderungsaus-
lagen erstattet, die bei nicht getrennter Beförderung entstanden wären.
(4) Bei Umzügen im oder ins Ausland gehören zum Umzugsgut auch Einrichtungsgegen-
stände und Personenkraftfahrzeuge, für die die berechtigte Person innerhalb von drei
Monaten nach dem Bezug der neuen Wohnung den Lieferauftrag erteilt hat; Absatz 3 gilt
entsprechend.
(5) Hat die berechtigte Person nach einer Auslandsverwendung mit ausgestatteter Dienst-
wohnung bei einem folgenden Umzug im Ausland mit Zusage der Umzugskostenvergü-
tung den Lieferauftrag für Einrichtungsgegenstände innerhalb der in Absatz 4 genannten
Frist erteilt, um mit diesen Einrichtungsgegenständen eine nicht ausgestattete Wohnung
beziehen zu können, werden die Beförderungsauslagen erstattet.
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§ 6
Umzugsvolumen

(1) Der berechtigten Person werden Beförderungsauslagen für ein Umzugsvolumen von
bis zu 100 Kubikmetern erstattet. Zieht eine berücksichtigungsfähige Person mit um,
werden die Auslagen für die Beförderung weiterer 30 Kubikmeter erstattet; für jede wei-
tere mitumziehende berücksichtigungsfähige Person werden die Auslagen für die Beför-
derung weiterer 10 Kubikmeter erstattet.
(2) Bei Leiterinnen und Leitern von Auslandsvertretungen kann die oberste Dienstbe-
hörde in Einzelfällen der Erstattung der Auslagen für die Beförderung weiterer 50 Kubik-
meter zustimmen. Dies gilt im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidi-
gung nach näherer Bestimmung durch die oberste Dienstbehörde auch für sonstige
Berechtigte in vergleichbaren Dienststellungen.
(3) Wird der berechtigten Person eine voll oder teilweise ausgestattete Dienstwohnung
zugewiesen, kann die oberste Dienstbehörde die Volumengrenzen nach Absatz 1 herab-
setzen.
(4) Der Dienstherr kann eine amtliche Vermessung des Umzugsguts veranlassen.

§ 7
Personenkraftfahrzeuge

(1) Die Kosten der Beförderung eines Personenkraftfahrzeugs werden erstattet.
(2) Kosten der Beförderung eines zweiten Personenkraftfahrzeugs mit bis zu 1,8 Litern
Hubraum und einem Volumen von höchstens 11 Kubikmetern werden nur erstattet, wenn
zum Haushalt am neuen Dienstort mindestens eine berücksichtigungsfähige Person
gehört. Innerhalb Europas werden nur die Kosten der Selbstüberführung eines zweiten
Personenkraftfahrzeugs bis zur Höhe der Beförderungsauslagen nach dem Bundesreise-
kostengesetz erstattet; die Kosten der Beförderung eines zweiten Personenkraftfahrzeugs
nach Island, Malta, in die Russische Föderation, die Türkei, die Ukraine, nach Weißruss-
land und Zypern werden jedoch nach Satz 1 erstattet.
(3) Personenkraftfahrzeuge, die beim Umzug berücksichtigt werden, werden nicht in die
Berechnung des Umzugsvolumens einbezogen.
(4) Bei einem Umzug im Ausland kann die oberste Dienstbehörde Auslagen für die Beför-
derung des am bisherigen Dienstort genutzten Personenkraftfahrzeugs nach Deutschland
und für die Beförderung eines Fahrzeugs aus Deutschland zum neuen Dienstort erstatten,
wenn bezüglich des bisher genutzten Fahrzeugs sowohl die Einfuhr am neuen Dienstort
als auch der Verkauf am bisherigen Dienstort verboten sind.

§ 8
Tiere

Beförderungsauslagen für bis zu zwei Haustiere werden erstattet, soweit diese üblicher-
weise in der Wohnung gehalten werden. Kosten für Transportbehältnisse, Tierheime,
Quarantäne und andere Nebenkosten werden nicht erstattet.

§ 9
Zwischenlagern von Umzugsgut

(1) Auslagen für das Zwischenlagern einschließlich der Lagerversicherung sind nur erstat-
tungsfähig, wenn die berechtigte Person den Grund für das Zwischenlagern nicht zu
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vertreten hat oder wenn die berechtigte Person vorübergehend keine angemessene Leer-
raumwohnung am neuen Dienstort beziehen kann.
(2) Diese Auslagen werden für die Zeit vom Tag des Einladens des Umzugsguts bis zum
Tag des Ausladens des Umzugsguts in der endgültigen Wohnung erstattet.

§ 10
Lagern von Umzugsgut

(1) Zieht die berechtigte Person in eine ganz oder teilweise ausgestattete Dienstwohnung,
werden ihr die Auslagen für das Verpacken, Versichern und Lagern des Umzugsguts
erstattet, das nicht in die neue Wohnung mitgenommen wird. Daneben werden die not-
wendigen Auslagen für die Beförderung zum Lagerort erstattet, höchstens jedoch bis zur
Höhe der Auslagen für die Beförderung bis zum Sitz der obersten Dienstbehörde (erster
Dienstsitz) oder bis zu einem anderen Ort im Inland mit unentgeltlicher Lagermöglich-
keit. Bezüglich des berücksichtigungsfähigen Volumens sind Absatz 6 Satz 2 und § 6
Absatz 1 entsprechend anzuwenden.
(2) Wird das nach Absatz 1 eingelagerte Umzugsgut bei einem folgenden Umzug wieder
hinzugezogen und ist für diesen Umzug Umzugskostenvergütung zugesagt, werden die
Beförderungsauslagen erstattet.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn
1. die Mitnahme des Umzugsguts an den neuen Dienstort aus besonderen Gründen,

insbesondere aus klimatischen oder Sicherheitsgründen, nicht zumutbar ist oder
2. während der Dauer der Verwendung an diesem Ort keine Möglichkeit besteht, eine

Leerraumwohnung zu mieten, in der das Umzugsgut untergebracht werden kann.

(4) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die berechtigte Person bei einem Umzug ins Ausland
einen Teil des Umzugsguts nicht mitnehmen möchte. Kosten für das Lagern werden nur
für die Zeit bis zur nächsten Inlandsverwendung übernommen. Kosten für das Hinzuzie-
hen des Lagerguts während einer Auslandsverwendung werden nicht übernommen.
(5) Ist die Verwendung im Inland von vornherein voraussichtlich auf weniger als ein Jahr
beschränkt, können Kosten für das Lagern des Umzugsguts erstattet werden.
(6) Kann bei einem Umzug ins Ausland aufgrund der Beschränkung des Umzugsvolu-
mens nach § 6 ein Teil des Umzugsguts nicht mitgeführt werden, gilt Absatz 4 entspre-
chend. Kosten für das Lagern des Umzugsguts, das die Volumengrenzen nach § 6
Absatz 1 übersteigt, können nur für ein Volumen von bis zu 20 Kubikmetern für die
berechtigte Person und von 10 Kubikmetern für jede mitumziehende berücksichtigungs-
fähige Person erstattet werden. Insgesamt können bei Übersteigen der Volumengrenzen
nach § 6 Absatz 1 Kosten für das Lagern von bis zu 50 Kubikmetern Umzugsgut erstattet
werden.

Unterabschnitt 2
Reisen

§ 11
Wohnungsbesichtigungsreise, Umzugsabwicklungsreise

(1) Die Auslagen für eine gemeinsame Reise der berechtigten Person und einer berück-
sichtigungsfähigen Person nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 4 vom bisherigen

68



Teil A Auslandsumzugskostenverordnung § 12

an den neuen Dienstort zur Wohnungssuche (Wohnungsbesichtigungsreise) oder für eine
Reise einer dieser Personen vom neuen zum bisherigen Dienstort zur Vorbereitung und
Durchführung des Umzugs (Umzugsabwicklungsreise) werden mit der Maßgabe erstattet,
dass gezahlt werden:
1. die Kosten der billigsten Fahrkarte für ein regelmäßig verkehrendes Beförderungsmit-

tel und
2. Tage- und Übernachtungsgeld wie bei Dienstreisen der berechtigten Person für

höchstens vier Aufenthaltstage sowie für die notwendigen Reisetage.

(2) Mehreren berechtigten Personen, denen jeweils eine eigene Umzugskostenvergütung
zugesagt wurde und die am neuen Dienstort eine gemeinsame Wohnung suchen, stehen
die Ansprüche nach Absatz 1 nur für eine gemeinsame Reise zu.
(3) Auslagen für eine Wohnungsbesichtigungsreise zu einer Dienstwohnung werden nicht
erstattet.

§ 12
Umzugsreise

(1) Die Auslagen für die Umzugsreise vom bisherigen zum neuen Dienstort werden unter
Berücksichtigung der notwendigen Reisedauer nach Maßgabe der folgenden Absätze
erstattet.
(2) Die Auslagen für die Umzugsreise der berechtigten Person und der berücksichtigungs-
fähigen Personen werden wie bei Dienstreisen erstattet. Für die Berechnung des Tages-
gelds gelten die Abreise- und Ankunftstage als volle Reisetage.
(3) Die Reisekosten für einen dienstlich angeordneten Umweg der berechtigten Person
werden auch für die berücksichtigungsfähigen Personen erstattet, wenn sie mit der
berechtigten Person gemeinsam reisen und ihr Verbleib am bisherigen Dienstort unzu-
mutbar ist oder Mietzuschuss nach § 54 des Bundesbesoldungsgesetzes eingespart wird.
(4) Für eine angestellte Betreuungsperson werden die Kosten der billigsten Fahrkarte für
ein regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel erstattet, wenn die berechtigte Person
betreuungsbedürftig ist oder zum Haushalt der berechtigten Person am neuen Dienstort
eine berücksichtigungsfähige Person gehört, die minderjährig, schwerbehindert oder
pflegebedürftig (mindestens Pflegestufe I nach § 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch)
ist; der Antrag muss spätestens drei Monate nach dem Bezug der neuen Wohnung gestellt
werden. Für eine angestellte Betreuungsperson, die im Ausland aus wichtigem Grund aus
dem Arbeitsverhältnis ausscheidet, können Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der
billigsten Fahrkarte für ein regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel zum Sitz der
obersten Bundesbehörde erstattet werden, auch wenn die Fahrtkosten nach Ablauf der
Frist nach § 3 Absatz 1 entstanden sind; der Antrag muss innerhalb von sechs Monaten
nach dem Ausscheiden gestellt werden. Für eine Ersatzperson können Fahrtkosten erstat-
tet werden, wenn zum Zeitpunkt ihrer Ankunft die Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllt
sind; der Erstattungsantrag muss innerhalb von drei Monaten nach Ausscheiden der vor-
herigen Betreuungsperson, für die Reisekosten erstattet worden sind, gestellt werden.
(5) Verbindet eine berechtigte oder eine berücksichtigungsfähige Person die Umzugsreise
mit Urlaub, werden die Auslagen für die Reise zum neuen Dienstort abweichend von
§ 13 des Bundesreisekostengesetzes bis zu der Höhe erstattet, bis zu der sie erstattet
würden, wenn die Umzugsreise unmittelbar vom bisherigen zum neuen Dienstort erfolgt
wäre.
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(6) Wird die berechtigte Person im Anschluss an einen Heimaturlaub an einen anderen
Dienstort versetzt oder abgeordnet, erhält sie für die Reise vom bisherigen Dienstort zum
Sitz der für sie zuständigen Dienststelle im Inland (Heimaturlaubsreise) und für die Reise
von dort zum neuen Dienstort Reisekostenvergütung wie bei einer Umzugsreise. Dabei
werden im anzuwendenden Kostenrahmen die fiktiven Fahrtkosten der Heimaturlaubs-
reise berücksichtigt, der Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss nach der Heimaturlaubsver-
ordnung entfällt. Die Auslagen für die Versicherung des Reisegepäcks werden für die
Dauer des Heimaturlaubs erstattet, höchstens jedoch für die Zeit von der Abreise vom
bisherigen Dienstort bis zur Ankunft am neuen Dienstort.
(7) Für die berücksichtigungsfähigen Personen gilt Absatz 6 entsprechend.

§ 13
Reisegepäck

(1) Die Auslagen für die Beförderung unbegleiteten Reisegepäcks anlässlich der Umzugs-
reise vom bisherigen zum neuen Dienstort werden erstattet bis zu einem Gewicht des
Reisegepäcks von 200 Kilogramm. Die Obergrenze erhöht sich
1. um 100 Kilogramm für die mitumziehende berücksichtigungsfähige Person nach § 2

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2,
2. um 50 Kilogramm für jede mitumziehende berücksichtigungsfähige Person nach § 2

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 6 und in den Fällen des § 12 Absatz 4 für die angestellte
Betreuungsperson oder Ersatzkraft.

(2) Bei Flugreisen werden die Auslagen für die Beförderung unbegleiteten Luftgepäcks
nach Maßgabe des Absatzes 1 erstattet. Auslagen für die Beförderung begleiteten Luftge-
päcks werden bis zu 50 Prozent der Gewichtsgrenzen nach Absatz 1 erstattet, wenn
1. es aus Sicherheitsgründen notwendig ist, das Gepäck als begleitetes Luftgepäck mitzu-

führen, oder nicht gewährleistet ist, dass das Gepäck in einem zumutbaren Zeitraum
ausgelöst werden kann, und

2. vor der Aufgabe des Gepäcks die oberste Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte
Behörde der Erstattung zugestimmt hat.

Unterabschnitt 3
Wohnung

§ 14
Vorübergehende Unterkunft

(1) Auslagen für eine vorübergehende Unterkunft am bisherigen oder am neuen Dienstort
werden für die Zeit vom letzten Tag des Einladens des Umzugsgutes bis zum ersten Tag
des Ausladens des Umzugsgutes in der endgültigen Wohnung auf Antrag gegen Nachweis
erstattet, soweit sie 25 Prozent der Bezüge übersteigen, die für die Berechnung des Miet-
zuschusses nach § 54 des Bundesbesoldungsgesetzes maßgeblich sind. Wird als vorüberge-
hende Unterkunft leerer Wohnraum angemietet, werden die notwendigen Auslagen
erstattet, soweit sie 18 Prozent der Bezüge übersteigen, die für die Berechnung des Miet-
zuschusses nach § 54 des Bundesbesoldungsgesetzes maßgeblich sind; die §§ 18 und 19
dieser Verordnung sind anzuwenden. Bei Umzügen mit Umzugskostenvergütung nach
§ 26 gilt Satz 1 für die Zeit vom Tag nach Beendigung der Hinreise bis zum Tag vor
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Antritt der Rückreise. In diesen Fällen werden auch die notwendigen Auslagen nach dem
Tag des Ausladens bis zum Tag vor Antritt der Rückreise erstattet.
(2) Zum Ausgleich des Mehraufwands für die Verpflegung der berechtigten Person und
der berücksichtigungsfähigen Personen während des in Absatz 1 genannten Zeitraums
wird ohne Vorlage von Einzelnachweisen ein Zuschuss gezahlt. Der Zuschuss beträgt für
die ersten 14 Tage des Aufenthalts
1. am ausländischen Wohn- oder Dienstort 75 Prozent des Auslandstagegelds nach § 3

der Auslandsreisekostenverordnung,
2. am inländischen Wohn- oder Dienstort 75 Prozent des Inlandstagegelds nach § 6

Absatz 1 des Bundesreisekostengesetzes.

Vom 15. Tag an wird der Zuschuss auf 50 Prozent des Auslands- oder Inlandstagegelds
gesenkt.
(3) Ist die Unterkunft mit einer Kochgelegenheit ausgestattet, werden 50 Prozent der
Beträge nach Absatz 2 Satz 2 und 3 gezahlt. Handelt es sich um eine Wohnung mit
ausgestatteter Küche oder halten sich die in Absatz 2 Satz 1 genannten Personen bei
Verwandten oder Bekannten auf, wird kein Zuschuss gezahlt. Werden nach Absatz 1
Kosten für eine Unterkunft übernommen, in denen Kosten für ein Frühstück enthalten
sind, ist der Mehraufwand für Verpflegung um 20 Prozent zu kürzen.
(4) Die Zahlungen nach den Absätzen 1 bis 3 werden nicht für die Tage geleistet, an
denen die berechtigte Person
1. Heimaturlaub hat,
2. Urlaub an einem anderen als dem bisherigen oder neuen Wohn- oder Dienstort ver-

bringt oder
3. Auslandstrennungsgeld oder vergleichbare Leistungen erhält.

§ 15
Mietentschädigung

(1) Muss für dieselbe Zeit sowohl für die bisherige als auch für die neue eigene Wohnung
der berechtigten Person Miete gezahlt werden, wird die Miete für die bisherige Wohnung
bis zu dem Zeitpunkt erstattet, zu dem das Mietverhältnis frühestens gelöst werden kann,
höchstens jedoch für drei Monate für eine Wohnung im Inland und für neun Monate für
eine Wohnung im Ausland (Mietentschädigung). Die oberste Dienstbehörde kann die
Frist für eine Wohnung im Ausland um höchstens ein Jahr verlängern, wenn dies wegen
der ortsüblichen Verhältnisse erforderlich ist. Ausgaben für das Weitervermieten der
Wohnung innerhalb der Vertragsdauer und für Maßnahmen, durch die Mietentschädi-
gung eingespart wird, werden erstattet. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die
Miete für eine Garage.
(2) Abweichend von § 8 Absatz 4 des Bundesumzugskostengesetzes wird Mietentschädi-
gung auch nicht gewährt
1. für eine Zeit, für die die berechtigte Person Auslandstrennungsgeld oder vergleichbare

Leistungen erhält,
2. für eine Wohnung oder Garage, für die Mietzuschuss (§ 54 des Bundesbesoldungsge-

setzes) gewährt wird.
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(3) Muss die berechtigte Person aufgrund der Lage des Wohnungsmarktes eine Wohnung
am neuen Dienstort oder in dessen Einzugsgebiet mieten, die sie noch nicht nutzen kann,
und muss für dieselbe Zeit für die bisherige eigene Wohnung der berechtigten Person
oder für eine vorübergehende Unterkunft am neuen Dienstort Miete gezahlt werden, wird
die Miete für die endgültige Wohnung höchstens für drei Monate erstattet. Wenn die
im oder ins Ausland versetzte berechtigte Person eine Wohnung nach Satz 1 schon vor
Dienstantritt nutzt und noch keine Auslandsdienstbezüge für den neuen Dienstort erhält,
kann mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr ermächtigten
Behörde ein Zuschuss gewährt werden, für dessen Höhe § 54 Absatz 1 des Bundesbesol-
dungsgesetzes entsprechend gilt.
(4) Zu der Miete für die bisherige Wohnung im Ausland kann auch ohne Anmietung
einer neuen Wohnung ein Zuschuss für die Zeit gewährt werden, für die die berechtigte
Person weder Auslandstrennungsgeld noch vergleichbare Leistungen erhält. Für die Höhe
des Zuschusses gilt § 54 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes entsprechend.
(5) Die oberste Dienstbehörde kann einer berechtigten Person, die im Ausland aus dem
Dienst ausgeschieden ist, einen Mietzuschuss nach Absatz 1 bis zur frühesten Kündi-
gungsmöglichkeit, höchstens drei Monate, auch dann bewilligen, wenn sie die Wohnung
noch nutzt und keine neue Wohnung gemietet hat. Für die Höhe des Zuschusses gilt § 54
des Bundesbesoldungsgesetzes entsprechend.
(6) Die bisherige Wohnung im eigenen Haus oder die Eigentumswohnung steht der Miet-
wohnung in Bezug auf Mietentschädigung gleich, sofern eine Vermietung nicht möglich
ist; in diesem Fall wird die Mietentschädigung längstens für ein Jahr gezahlt. An die Stelle
der Miete tritt der ortsübliche Mietwert der Wohnung. Entsprechendes gilt für die eigene
Garage. Für die neue Wohnung im eigenen Haus oder die neue Eigentumswohnung wird
keine Mietentschädigung gewährt.

§ 16
Wohnungsbeschaffungskosten

(1) Gutachterkosten, Maklerkosten, ortsübliche Mietvertragsabschlussgebühren, Kosten
für Garantieerklärungen und Bürgschaften sowie vergleichbare Kosten, die beim Auszug
aus der Wohnung am ausländischen Dienstort oder bei der Beschaffung einer neuen ange-
messenen Wohnung am ausländischen Dienstort anfallen, werden erstattet.
(2) Wird dem Vermieter einer Wohnung am neuen ausländischen Dienstort eine Kaution
geleistet, wird ein unverzinslicher Gehaltsvorschuss bis zum Dreifachen der Mieteigenbe-
lastung der berechtigten Person gewährt, die sich bei entsprechender Anwendung des
§ 54 des Bundesbesoldungsgesetzes ergibt. Der Vorschuss ist in höchstens 20 gleichen
Monatsraten zurückzuzahlen. Die Raten werden von den Dienstbezügen der berechtigten
Person einbehalten. Bei vorzeitiger Versetzung oder Beendigung des Dienstverhältnisses
ist der Rest des Vorschusses in einer Summe zurückzuzahlen. Soweit die ortsübliche
Kaution den Gehaltsvorschuss übersteigt, wird sie erstattet.
(3) Rückzahlungsansprüche gegenüber der Vermieterin oder dem Vermieter sind an den
Dienstherrn abzutreten. Soweit die Kaution von der Vermieterin oder vom Vermieter
berechtigterweise in Anspruch genommen wird, ist die berechtigte Person zur Rückzah-
lung des Erstattungsbetrags an den Dienstherrn verpflichtet.
(4) Bei Umzügen aus dem Ausland ins Inland ist § 9 Absatz 1 des Bundesumzugskosten-
gesetzes anzuwenden.
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(5) Soweit die Verhältnisse im Zusammenhang mit dem Bezug oder dem Auszug aus einer
Wohnung am Auslandsdienstort von im Ausland typischen Verhältnissen abweichen und
dies zu einer außergewöhnlichen, von der berechtigten Person nicht zu vertretenden
Härte führt, kann die oberste Dienstbehörde eine Leistung zur Milderung der Härte
gewähren. Die Entscheidung ist besonders zu begründen und zu dokumentieren.

§ 17
Technische Geräte

(1) Müssen beim Bezug der neuen Wohnung aufgrund der örtlichen Verhältnisse Klima-
geräte oder Notstromerzeuger beschafft werden, werden die Auslagen für das Beschaffen
und den Einbau dieser Geräte sowie die Kosten für die bauliche Herrichtung der betref-
fenden Räume erstattet.
(2) Die berechtigte Person hat die Geräte auf ihre Kosten regelmäßig zu warten.
(3) Beim Auszug hat die berechtigte Person die Geräte dem Dienstherrn zur Verfügung
zu stellen oder den nach Absatz 1 erstatteten Betrag zurückzuzahlen.
(4) Werden anlässlich des Umzugs an einen Dienstort mit besonderer gesundheitlicher
Belastung durch hohe Luftverschmutzung Luftreiniger angeschafft, so wird auf Antrag
ein Zuschuss zu den Anschaffungskosten der Geräte gewährt. Der Zuschuss beträgt 80
Prozent des Anschaffungspreises einschließlich eventuell anfallender Transportkosten. Bei
Versetzung an einen anderen Ort verbleibt das Gerät bei der berechtigten Person.

Unterabschnitt 4
Pauschalen und zusätzlicher Unterricht

§ 18
Umzugspauschale

(1) Eine berechtigte Person, die eine eigene Wohnung einrichtet, erhält für sich und die
berücksichtigungsfähigen Personen eine Pauschale für sonstige Umzugskosten (Umzugs-
pauschale), die sich aus Teilbeträgen nach den folgenden Absätzen zusammensetzt.
(2) Bei einem Auslandsumzug innerhalb der Europäischen Union erhält die berechtigte
Person einen Betrag in Höhe von 20 Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besol-
dungsgruppe A 13. Für berücksichtigungsfähige Personen erhält die berechtigte Person
zusätzlich folgende Beträge:
1. für eine Person nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 einen Betrag in

Höhe von 19 Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,
2. für eine Person nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 6 einen Betrag in Höhe von

7 Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,
3. für ein Kind nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 einen Betrag in Höhe von 10

Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,
4. für ein Kind nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, für das ein Auslandszuschlag

gezahlt wird, das aber nicht mitumzieht, einen Betrag in Höhe von 10 Prozent des
Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,

5. für ein Kind nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, für das ein Auslandszuschlag
gezahlt wird, das aber im Inland bleibt, einen Betrag in Höhe von 7 Prozent des
Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13.
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(3) Bei einem Umzug außerhalb der Europäischen Union, aus einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union in einen Staat außerhalb der Europäischen Union oder aus einem
Staat außerhalb der Europäischen Union in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union
erhält die berechtigte Person einen Betrag in Höhe von 21 Prozent des Grundgehalts
der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13. Für berücksichtigungsfähige Personen erhält die
berechtigte Person zusätzlich folgende Beträge:
1. für eine Person nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 einen Betrag in

Höhe von 21 Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,
2. für eine Person nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 6 einen Betrag in Höhe von

10,5 Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,
3. für ein Kind nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 einen Betrag in Höhe von 14

Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,
4. für ein Kind nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, für das ein Auslandszuschlag

gezahlt wird, das aber nicht mitumzieht, einen Betrag in Höhe von 14 Prozent des
Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,

5. für ein Kind nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, für das ein Auslandszuschlag
gezahlt wird, das aber im Inland bleibt, einen Betrag in Höhe von 7 Prozent des
Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13.

(4) Bei einem Umzug aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ins Inland
erhält die berechtigte Person 80 Prozent der Beträge nach Absatz 2, bei einem Umzug aus
einem Staat außerhalb der Europäischen Union ins Inland erhält die berechtigte Person
80 Prozent der Beträge nach Absatz 3.
(5) Bei einem Umzug am Wohnort oder in dessen Einzugsgebiet nach § 23 erhält die
berechtigte Person 60 Prozent der Beträge nach den Absätzen 2 und 3.
(6) Eine berechtigte Person, die keine Wohnung einrichtet oder eine ausgestattete Woh-
nung bezieht, erhält 25 Prozent der Beträge nach den Absätzen 2 und 3 für sich und die
Person nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2. Ist nur ein Teil der Privat-
räume ausgestattet, wird der Betrag nach Satz 1 verhältnismäßig erhöht.
(7) Ist innerhalb der letzten fünf Jahre ein Umzug mit Zusage der Umzugskostenvergü-
tung nach § 3 oder § 4 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 oder Absatz 2 des Bundesumzugskosten-
gesetzes an einen anderen Wohnort durchgeführt worden und ist auch bei diesem Umzug
eine eigene Wohnung für die Berechnung der pauschalen Vergütung berücksichtigt wor-
den, wird ein Zuschlag in Höhe von 50 Prozent der Beträge nach den Absätzen 2 bis 6
gezahlt.
(8) Besteht am neuen Wohnort eine andere Netzspannung oder Netzfrequenz als am
bisherigen Wohnort und ist die neue Wohnung nicht mit einer der bisherigen Wohnung
entsprechenden Stromversorgung oder nicht mit den notwendigen elektrischen Geräten
ausgestattet, wird ein Zuschlag in Höhe von 13 Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der
Besoldungsgruppe A 13 gewährt. Besteht am neuen Wohnort eine andere Fernsehnorm
als am bisherigen Wohnort, wird ein weiterer Zuschlag in Höhe von 10 Prozent des
Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13 gewährt.
(9) Berechtigten Personen, die jeweils eine eigene Zusage der Umzugskostenvergütung
erhalten haben und die eine gemeinsame Wohnung beziehen, wird insgesamt nur eine
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Umzugspauschale gewährt. In diesem Fall gilt eine der beiden Personen als berücksichti-
gungsfähige Person nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2. Sind die Pauschalen
der berechtigten Personen unterschiedlich hoch, wird die höhere gezahlt.

§ 19
Ausstattungspauschale

(1) Bei der ersten Verwendung im Ausland erhält die verheiratete oder in einer Lebens-
partnerschaft lebende berechtigte Person eine Ausstattungspauschale in Höhe von 70 Pro-
zent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13, zuzüglich des Grundge-
halts der Stufe 8 der jeweiligen Besoldungsgruppe, mindestens der Besoldungsgruppe A
5, höchstens der Besoldungsgruppe B 3. Eine berechtigte Person, die weder verheiratet
ist noch in einer Lebenspartnerschaft lebt, und die berechtigte Person, deren Ehegattin
oder Ehegatte oder Lebenspartnerin oder Lebenspartner nicht an den neuen Dienstort
umzieht, erhält 90 Prozent des sich nach Satz 1 ergebenden Betrages. Für jedes Kind, für
das ihr Auslandskinderzuschlag zusteht, erhält die berechtigte Person einen Betrag in
Höhe von 14 Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13. Soweit
die oberste Dienstbehörde besondere Verpflichtungen der dienstlichen Repräsentation
anerkennt, erhöht sich die Ausstattungspauschale nach Satz 1 oder Satz 2 um 30 Prozent;
dies gilt nicht für Empfängerinnen oder Empfänger einer Einrichtungspauschale nach
§ 20.
(2) Die berechtigte Person, die am neuen Dienstort keine Wohnung einrichtet oder eine
ausgestattete Wohnung bezieht, erhält eine Ausstattungspauschale in Höhe von 50 Pro-
zent der Beträge nach Absatz 1. Ist nur ein Teil der Privaträume einer Dienstwohnung
ausgestattet, wird die Ausstattungspauschale nach Satz 1 verhältnismäßig erhöht.
(3) Bei einer weiteren Verwendung im Ausland wird eine Ausstattungspauschale gezahlt,
wenn die berechtigte Person
1. innerhalb der letzten drei Jahre vor der neuen Verwendung nicht oder nur vorüberge-

hend Dienstbezüge im Ausland oder entsprechende von einer zwischen- oder über-
staatlichen Organisation gezahlte Bezüge erhalten hat,

2. bei vorausgegangenen Umzügen innerhalb der letzten drei Jahre keine Ausstattungs-
pauschale aufgrund des § 14 Absatz 7 des Bundesumzugskostengesetzes erhalten hat
oder

3. bei vorausgegangenen Umzügen innerhalb der letzten drei Jahre eine verminderte
Ausstattungspauschale aufgrund des § 14 Absatz 7 des Bundesumzugskostengesetzes
oder nach § 26 Absatz 1 Nummer 9 oder Absatz 5 Nummer 2 dieser Verordnung
erhalten hat; in diesem Fall sind die Beträge anzurechnen, die bei den vorausgegange-
nen Umzügen gezahlt worden sind.

(4) Berechtigte Personen, denen bereits anlässlich einer Verwendung in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union eine Ausstattungspauschale gewährt wurde, erhalten bei
einem erneuten Umzug in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union keine weitere
Ausstattungspauschale.
(5) Berechtigte Personen, die eine Gemeinschaftsunterkunft beziehen, erhalten keine Aus-
stattungspauschale.
(6) § 18 Absatz 9 gilt entsprechend.
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§ 20
Einrichtungspauschale

(1) Bei der Bestellung zur Leiterin oder zum Leiter einer Auslandsvertretung erhält die
berechtigte Person, die eine ausgestattete Dienstwohnung bezieht oder eine möblierte
Wohnung mietet, eine Einrichtungspauschale in Höhe von 140 Prozent des Grundgehalts
der Stufe 1 ihrer jeweiligen Besoldungsgruppe. Berechtigte Personen, die einer Besol-
dungsgruppe der Bundesbesoldungsordnung B angehören, erhalten eine Einrichtungspau-
schale in Höhe von 120 Prozent des jeweiligen Grundgehalts. Für zusätzliche Einrich-
tungsgegenstände im Zusammenhang mit der Anwesenheit der Ehegattin oder des
Ehegatten oder der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners am Dienstort erhöht sich
die Einrichtungspauschale um 10 Prozent.
(2) Bezieht die berechtigte Person eine Leerraumwohnung, erhöht sich die Pauschale nach
Absatz 1 für die Einrichtung der Empfangsräume und der privaten Wohn- und Esszim-
mer jeweils um 50 Prozent. Ist die Wohnung teilweise ausgestattet, verringert sich der
Prozentsatz verhältnismäßig.
(3) Die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer
Auslandsvertretung sowie die Leiterin oder der Leiter einer Außenstelle einer Auslands-
vertretung erhalten bei ihrer Bestellung eine Einrichtungspauschale in Höhe von 50 Pro-
zent der Pauschale nach Absatz 1. Bezieht die berechtigte Person eine Leerraumwohnung,
erhält sie 75 Prozent der Pauschale nach Absatz 1. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
(4) Früher gezahlte Einrichtungspauschalen sind anzurechnen. Übersteigen diese 80 Pro-
zent der neuen Einrichtungspauschale, wird eine Einrichtungspauschale in Höhe von 20
Prozent gezahlt.
(5) Einer berechtigten Person, die während einer Auslandsverwendung zur Leiterin oder
zum Leiter einer Auslandsvertretung bestellt wird, wird die Einrichtungspauschale nur
gezahlt, wenn ihr aus Anlass der Bestellung die Umzugskostenvergütung zugesagt wor-
den ist.
(6) Eine berechtigte Person, deren neuer Dienstort in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union liegt, ist verpflichtet, die zweckentsprechende Verwendung der Einrich-
tungspauschale, die aus Anlass des Umzugs an diesen Dienstort gewährt worden ist, der
obersten Dienstbehörde auf Verlangen nachzuweisen. Die dafür erforderlichen Belege
sind für die Dauer des Verbleibs an diesem Dienstort aufzubewahren und der obersten
Dienstbehörde auf Verlangen vorzulegen.
(7) § 18 Absatz 9 gilt entsprechend.
(8) Das Bundesministerium der Verteidigung kann bestimmen, dass die Absätze 1 bis
7 in seinem Geschäftsbereich auch für sonstige berechtigte Personen in vergleichbaren
Dienststellungen gelten.

§ 21
Pauschale für klimagerechte Kleidung

(1) Bei der ersten Verwendung an einem Auslandsdienstort mit einem Klima, das vom
mitteleuropäischen Klima erheblich abweicht, wird eine Pauschale für das Beschaffen kli-
magerechter Kleidung gezahlt, die sich aus folgenden Teilbeträgen zusammensetzt:
1. an einem Dienstort mit extrem niedrigen Temperaturen
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a) für die berechtigte Person und die berücksichtigungsfähige Person nach § 2 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 jeweils 30 Prozent des Grundgehalts der
Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,

b) für jedes mitumziehende berücksichtigungsfähige Kind 15 Prozent des Grundge-
halts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13,

2. an einem Dienstort mit extrem hohen Temperaturen für die berechtigte Person und
die berücksichtigungsfähige Person nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Num-
mer 2 jeweils 15 Prozent des Grundgehalts der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 13.

Wird klimagerechte Kleidung von Amts wegen bereitgestellt, ist die Pauschale um 25
Prozent zu kürzen.
(2) Das Auswärtige Amt stellt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Vertei-
digung durch Allgemeinverfügung die Auslandsdienstorte fest, deren Klima vom mittel-
europäischen Klima erheblich abweicht.
(3) Bei einer weiteren Verwendung an einem Auslandsdienstort nach Absatz 1 wird eine
weitere Pauschale gezahlt, wenn
1. die berechtigte Person innerhalb der letzten drei Jahre vor der neuen Verwendung

nicht an einem solchen Dienstort Auslandsdienstbezüge oder entsprechende von einer
zwischen- oder überstaatlichen Organisation gezahlte Bezüge erhalten hat,

2. am neuen Dienstort Klimaverhältnisse herrschen, die denen am vorigen Dienstort
entgegengesetzt sind, oder

3. die berechtigte Person bei den vorausgegangenen Umzügen innerhalb der letzten drei
Jahre eine ermäßigte Pauschale aufgrund des § 26 Absatz 1 Nummer 10 oder Absatz 5
Nummer 3 erhalten hat und beim neuen Umzug keine Gründe für eine Ermäßigung
vorliegen; in diesem Fall ist die bei den vorausgegangenen Umzügen gezahlte Pauscha-
le anzurechnen.

(4) Gibt es am Dienstort während der Verwendung sowohl Zeiträume mit extrem niedri-
gen als auch Zeiträume mit extrem hohen Temperaturen, wird sowohl der Teilbetrag für
Dienstorte mit extrem niedrigen Temperaturen als auch der Teilbetrag für Dienstorte mit
extrem hohen Temperaturen gewährt.
(5) Ergeht die Feststellung nach Absatz 2 erst nach dem Dienstantritt der berechtigten
Person, beginnt die Ausschlussfrist nach § 3 Absatz 1 für den Antrag auf Gewährung der
Pauschale für das Beschaffen klimagerechter Kleidung mit der Feststellung der erhebli-
chen Abweichung vom mitteleuropäischen Klima nach Absatz 2, sofern die berechtigte
Person zum Zeitpunkt der Antragstellung noch für diesen Dienstort Auslandsdienstbezü-
ge erhält.
(6) § 18 Absatz 9 gilt entsprechend.

§ 22
Zusätzlicher Unterricht

(1) Benötigt ein berücksichtigungsfähiges Kind aufgrund des Umzugs zusätzlichen Unter-
richt, werden die Unterrichtskosten für höchstens ein Jahr zu 90 Prozent erstattet. Die
Frist beginnt spätestens ein Jahr nach Beendigung des Umzugs des Kindes.
(2) Insgesamt wird für jedes berücksichtigungsfähige Kind höchstens ein Betrag in Höhe
des zum Zeitpunkt der Beendigung des Umzugs maßgeblichen Grundgehalts der Stufe 1
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der Besoldungsgruppe A 14 erstattet. Mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde kön-
nen höhere Kosten erstattet werden, wenn die Anwendung des Satzes 1 für eine berechtig-
te Person mit häufigen Auslandsverwendungen eine unzumutbare Härte bedeuten würde.

Abschnitt 3
Sonderfälle

§ 23
Umzug am ausländischen Dienstort

(1) Für einen Umzug am ausländischen Dienstort kann Umzugskostenvergütung zugesagt
werden, wenn die Gesundheit oder die Sicherheit der berechtigten Person oder der be-
rücksichtigungsfähigen Personen erheblich gefährdet sind oder wenn ein Umzug aus
anderen zwingenden Gründen, die sich aus dem Auslandsdienst und den besonderen Ver-
hältnissen im Ausland ergeben, erforderlich ist. In diesen Fällen werden neben den Beför-
derungsauslagen nach § 5 Absatz 1 bis 3 auch die Auslagen für Wohnungsbeschaffungs-
kosten nach § 16 sowie die Umzugspauschale nach § 18 Absatz 5 gezahlt. Soweit erforder-
lich, können auch Auslagen nach § 17 erstattet werden.
(2) Bei Umzügen nach Absatz 1 aus gesundheitlichen Gründen kann die Umzugskosten-
vergütung nur zugesagt werden, wenn die Notwendigkeit amts- oder vertrauensärztlich
bescheinigt worden ist.
(3) Die Umzugskostenvergütung ist so rechtzeitig zu beantragen, dass über sie vor Beginn
des geplanten Umzugs entschieden werden kann.
(4) Die berechtigte Person, der die Umzugskostenvergütung für einen Umzug nach § 3
Absatz 1 Nummer 1, 3 oder Nummer 4, nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 des Bundes-
umzugskostengesetzes oder in den Fällen des § 28 Absatz 1 und 2 dieser Verordnung
zugesagt worden ist, erhält für den Umzug in eine vorläufige Wohnung Umzugskosten-
vergütung, wenn der Dienstherr die neue Wohnung vorher schriftlich oder elektronisch
als vorläufige Wohnung anerkannt hat.

§ 24
Umzugsbeihilfe

(1) Wenn einer berechtigten Person mit Dienstbezügen die Umzugskostenvergütung zu-
gesagt worden ist und sie nach dem Dienstantritt am neuen ausländischen Dienstort heira-
tet oder eine Lebenspartnerschaft begründet, können ihr für die Umzugsreise ihrer Ehe-
gattin oder ihres Ehegatten oder ihrer Lebenspartnerin oder ihres Lebenspartners und der
zu deren oder dessen häuslicher Gemeinschaft gehörenden minderjährigen Kinder, die
durch die Reise in die häusliche Gemeinschaft der berechtigten Person aufgenommen
werden, die notwendigen Fahrtkosten erstattet werden. Fahrtkosten werden nur erstattet
bis zur Höhe der Kosten der billigsten Fahrkarte für ein regelmäßig verkehrendes Beför-
derungsmittel für eine Reise vom Wohnort der Ehegattin oder des Ehegatten oder der
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners zum Dienstort der berechtigten Person, höchs-
tens jedoch für eine solche Reise vom letzten inländischen Dienstort der berechtigten
Person an deren neuen ausländischen Dienstort. Die notwendigen Auslagen für das Beför-
dern des Umzugsguts der Ehegattin oder des Ehegatten oder der Lebenspartnerin oder
des Lebenspartners und des Umzugsguts ihrer oder seiner Kinder an den ausländischen
Dienstort können bis zur Höhe der Auslagen erstattet werden, die entstanden wären,
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wenn das Umzugsgut vom letzten inländischen an den ausländischen Dienstort befördert
worden wäre. § 6 Absatz 1 und § 10 Absatz 6 sind entsprechend anzuwenden.
(2) Bei dauerhafter Trennung im Ausland und bei Beendigung der Beurlaubung der be-
rücksichtigungsfähigen Person nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 nach
§ 24 Absatz 2 des Gesetzes über den Auswärtigen Dienst auf Betreiben des Dienstherrn
der berücksichtigungsfähigen Person ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden, wenn die
berücksichtigungsfähige Person bis zur Trennung zur häuslichen Gemeinschaft der be-
rechtigten Person gehört hat. Die Auslagen werden für die Reise und die Beförderungs-
kosten vom ausländischen Wohnort zum neuen Wohnort entsprechend erstattet, höchs-
tens jedoch bis zur Höhe der Kosten für eine Rückkehr an den letzten inländischen
Dienstort der berechtigten Person. Mehrkosten für das getrennte Versenden von Um-
zugsgut (§ 5 Absatz 3) werden nicht erstattet, wenn die berechtigte Person innerhalb von
drei Monaten ins Inland versetzt wird.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für minderjährige Kinder, die erstmals zu
dem in einem anderen Staat lebenden anderen Elternteil übersiedeln, sowie einmalig für
Kinder der berechtigten Person, für die ein Anspruch auf Kindergeld besteht, bis längs-
tens drei Monate nach Wegfall des Anspruchs für einen Umzug vom Inland ins Ausland
oder im Ausland.
(4) Absatz 2 gilt entsprechend für berücksichtigungsfähige Kinder bei
1. Rückkehr ins Inland innerhalb von 18 Monaten nach Abschluss der Schulausbildung

am ausländischen Dienstort,
2. Rückkehr ins Inland zur Fortsetzung der Schulausbildung, sofern es am Dienstort

keine geeignete Schule gibt, oder
3. erstmaliger Aufnahme einer Berufsausbildung oder eines Studiums im Ausland inner-

halb von 18 Monaten nach Abschluss der Schulausbildung am ausländischen Dienstort
bis zur Höhe der Kosten für eine Rückkehr an den letzten inländischen Dienstort.

§ 25
Widerruf der Zusage der Umzugskostenvergütung

(1) Die Zusage der Umzugskostenvergütung kann ganz oder teilweise widerrufen werden,
wenn
1. mit einer baldigen weiteren Versetzung an einen anderen Dienstort zu rechnen ist,
2. der Umzug aus besonderen Gründen nicht durchgeführt werden soll oder
3. die berechtigte Person stirbt, bevor sie an den neuen Dienstort umgezogen ist.

(2) Die Zusage der Umzugskostenvergütung gilt als ganz widerrufen, wenn vor dem
Bezug der neuen Wohnung die Umzugskostenvergütung für einen anderen Umzug zuge-
sagt worden ist.
(3) Wird die Zusage der Umzugskostenvergütung ganz oder teilweise widerrufen, hat die
berechtigte Person
1. die Pauschalen nach den §§ 18 bis 21 zurückzuzahlen, soweit sie bis zur Bekanntgabe

des Widerrufs nicht bestimmungsgemäß verbraucht worden sind;
2. alle Möglichkeiten zur Vermeidung von Kosten für Umzugsvorbereitungen zu

nutzen.
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Andere notwendige Auslagen, die der berechtigten Person im Zusammenhang mit dem
erwarteten Umzug entstanden sind, und Schäden, die als unmittelbare Folge des Wider-
rufs entstanden sind, können erstattet werden.
(4) Wird innerhalb von sechs Monaten nach dem Widerruf der Zusage die Umzugskosten-
vergütung für einen Umzug an einen anderen Ort zugesagt, werden die Pauschalen nach
den §§ 18 bis 21, die die berechtigte Person aufgrund der ersten Zusage erhalten hat, auf
die Beträge angerechnet, die ihr aufgrund der neuen Zusage gewährt werden. Die Anrech-
nung unterbleibt, soweit die berechtigte Person die Pauschalen bis zur Bekanntgabe des
Widerrufs der ersten Zusage bestimmungsgemäß verbraucht hat und die daraus beschaff-
ten Gegenstände am neuen Dienstort nicht verwendbar sind.
(5) Wird die Zusage der Umzugskostenvergütung aus Gründen widerrufen, die die be-
rechtigte Person zu vertreten hat, hat sie abweichend von den Absätzen 3 und 4 die schon
erhaltene Umzugskostenvergütung insoweit zurückzuzahlen, als die Zusage widerrufen
worden ist.
(6) Bei Rücknahme, Aufhebung oder Erledigung der Zusage der Umzugskostenvergütung
auf andere Weise gelten die Absätze 3 bis 5 entsprechend.

§ 26
Umzugskostenvergütung bei einer Auslandsverwendung

von bis zu zwei Jahren

(1) Soweit von vornherein feststeht, dass die berechtigte Person für nicht mehr als zwei
Jahre ins Ausland oder im Ausland versetzt, abgeordnet oder abkommandiert wird, wird
für den Hin- und Rückumzug Umzugskostenvergütung höchstens in folgendem Umfang
gewährt:
1. Erstattung der Auslagen für die Umzugsreise nach § 12,
2. Erstattung der Auslagen für die Beförderung von Reisegepäck nach § 13,
3. Erstattung der Auslagen für eine vorübergehende Unterkunft nach § 14,
4. Erstattung der Beförderungsauslagen für bis zu 200 Kilogramm Umzugsgut für die

berechtigte Person und jede mitumziehende berücksichtigungsfähige Person,
5. Erstattung der notwendigen Auslagen für das Lagern des Umzugsguts im Inland,
6. Erstattung der notwendigen Garagenmiete für ein am bisherigen Dienst- oder Wohn-

ort zurückgelassenes Personenkraftfahrzeug, sofern weder das Fahrzeug noch die Ga-
rage anderweitig genutzt wird,

7. Mietentschädigung nach § 15,
8. Erstattung der Wohnungsbeschaffungskosten nach § 16,
9. 40 Prozent der Umzugspauschale nach § 18 sowie 40 Prozent der Ausstattungspau-

schale nach § 19,
10. die Pauschale für klimagerechte Kleidung nach § 21; für jede mitumziehende berück-

sichtigungsfähige Person 40 Prozent dieser Pauschale.
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(2) Leistungen nach Absatz 1 Nummer 5 und 6 werden nicht für Tage gewährt, für
die die berechtigte Person Auslandstrennungsgeld oder vergleichbare Leistungen erhält.
Leistungen nach Absatz 1 Nummer 9 und 10 werden für den Hin- und Rückumzug nur
einmal gewährt.
(3) Anstelle der Erstattung der Auslagen nach Absatz 1 Nummer 5 können für die Beför-
derung des Umzugsguts an den ausländischen Dienstort Auslagen bis zur Höhe der Kos-
ten erstattet werden, die durch eine Einlagerung im Inland entstanden wären, höchstens
jedoch bis zur Höhe der Kosten für das Beibehalten der bisherigen Wohnung. Kann das
Umzugsgut an einem anderen Ort im Inland unentgeltlich gelagert werden, können
anstelle der Erstattung der Auslagen nach Absatz 1 Nummer 5 die Beförderungsauslagen
nach § 10 Absatz 1 erstattet werden.
(4) Die oberste Dienstbehörde kann im Einzelfall aus dienstlichen Gründen
1. die Umzugskostenvergütung erweitern,
2. insbesondere aus Gründen der Sicherheit oder aus fiskalischen Gründen die Zusage

der Umzugskostenvergütung auf die berechtigte Person beschränken.

(5) Bei einer Auslandsverwendung mit einer vorgesehenen Dauer von bis zu acht Monaten
wird Umzugskostenvergütung nur gewährt, wenn Auslandsdienstbezüge (§ 52 des Bun-
desbesoldungsgesetzes) gezahlt werden. Die Absätze 1 bis 4 gelten in diesem Fall mit
folgenden Maßgaben:
1. für die berechtigte Person und jede berücksichtigungsfähige Person, die an der

Umzugsreise teilnimmt, werden die Auslagen für die Beförderung von bis zu 100
Kilogramm Umzugsgut erstattet;

2. 20 Prozent der Umzugspauschale nach § 18 sowie 10 Prozent der Ausstattungspau-
schale nach § 19 werden gezahlt,

3. für die berechtigte Person werden 50 Prozent und für jede mitumziehende berücksich-
tigungsfähige Person werden 20 Prozent der Pauschale für klimagerechte Kleidung
nach § 21 gezahlt.

(6) Dauert die Auslandsverwendung nach Absatz 5 länger als ursprünglich vorgesehen,
kann die Umzugskostenvergütung gezahlt werden, die für die längere Verwendungsdauer
zusteht. In diesem Fall beginnt die Ausschlussfrist nach § 3 Absatz 1 für die Zahlung der
zusätzlichen Umzugskostenvergütung an dem Tag, an dem der berechtigten Person die
Verlängerung ihrer Verwendung bekannt gegeben wird.

§ 27
Rückführung aus Gefährdungsgründen

(1) Sind an einem ausländischen Dienstort Leben oder Gesundheit der berechtigten Per-
son oder der zu ihrer häuslichen Gemeinschaft gehörenden berücksichtigungsfähigen Per-
sonen und von Betreuungspersonen, für die Kosten nach § 12 Absatz 4 erstattet wurden,
erheblich gefährdet, kann die oberste Dienstbehörde Umzugskostenvergütung für die
Rückführung oder den Umzug der berechtigten Person oder der zu ihrer häuslichen
Gemeinschaft gehörenden berücksichtigungsfähigen Personen und der Betreuungsperso-
nen sowie von Umzugsgut zusagen.
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(2) Ist an einem ausländischen Dienstort das Eigentum der berechtigten Person oder der
zu ihrer häuslichen Gemeinschaft gehörenden berücksichtigungsfähigen Personen erheb-
lich gefährdet, kann die oberste Dienstbehörde Umzugskostenvergütung für die Rückfüh-
rung von Umzugsgut zusagen.
(3) Die Zusage kann für eine Rückführung oder einen Umzug ins Inland oder im Ausland
erteilt werden. Die Umzugskostenvergütung darf jedoch nur in dem Umfang zugesagt
werden, wie es den Umständen nach notwendig ist. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend
für die Rückkehr zum Dienstort.
(4) Die oberste Dienstbehörde bestimmt im Einzelfall, in welchem Umfang Umzugskos-
ten erstattet werden, wenn wegen erheblicher Gefährdung des Lebens, der Gesundheit
oder des Eigentums oder wegen anderer außergewöhnlicher Verhältnisse im Ausland
andere als die im Bundesumzugskostengesetz vorgesehenen dienstlichen Maßnahmen
erforderlich sind. Dabei berücksichtigt sie die nach § 12 Absatz 8 der Auslandstrennungs-
geldverordnung getroffenen Regelungen. Werden für einen Dienstort, an dem sich eine
Auslandsvertretung befindet, Maßnahmen nach Satz 1 erforderlich, bestimmt das Aus-
wärtige Amt den Umfang der Umzugskostenvergütung für alle an diesem Dienstort täti-
gen und von der Maßnahme betroffenen berechtigten Personen.
(5) Die berechtigte Person erhält eine pauschale Vergütung nach § 18 Absatz 6, wenn
außer dem Reisegepäck Teile des Hausrats zurückgeführt werden müssen und sich die
Zusage der Umzugskostenvergütung hierauf erstreckt.

§ 28
Umzug bei Beendigung des Dienstverhältnisses

(1) Einer berechtigten Person mit Dienstort im Ausland, die in den Ruhestand tritt oder
deren Dienstverhältnis auf Zeit endet, ist Umzugskostenvergütung für einen Umzug an
einen Ort ihrer Wahl im Inland zuzusagen. Umzugskostenvergütung wird nur gezahlt,
wenn der Umzug spätestens zwei Jahre nach der Beendigung des Dienstverhältnisses
durchgeführt wird. Die oberste Dienstbehörde kann diese Frist in Ausnahmefällen um
ein Jahr verlängern.
(2) Absatz 1 gilt nach dem Tod einer berechtigten Person, deren letzter Dienstort im
Ausland liegt, entsprechend für berücksichtigungsfähige Personen, die am Todestag der
berechtigten Person zu deren häuslicher Gemeinschaft gehört haben. Gibt es keine sol-
chen berücksichtigungsfähigen Personen oder ziehen diese berücksichtigungsfähigen Per-
sonen nicht ins Inland um, können den Erbinnen und Erben die notwendigen Auslagen
für das Befördern beweglicher Nachlassgegenstände an einen Ort im Inland sowie sons-
tige berücksichtigungsfähige Auslagen, die durch den Umzug nachweislich entstanden
sind, erstattet werden, wenn die Auslagen innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist
entstanden sind. Für angestellte Betreuungspersonen gilt § 12 Absatz 4 entsprechend.
(3) Soweit in den Fällen der Absätze 1 und 2 Satz 1 Umzüge im Ausland durchgeführt
werden, können die notwendigen Umzugsauslagen erstattet werden, höchstens jedoch in
dem Umfang, in dem Auslagen bei einem Umzug an den Sitz der obersten Dienstbehörde
entstanden wären. Wird später, jedoch noch innerhalb der Frist nach Absatz 1, ein Umzug
ins Inland durchgeführt, ist der nach Satz 1 erstattete Betrag auf die nach Absatz 1 oder
Absatz 2 zustehende Umzugskostenvergütung anzurechnen.
(4) Endet das Dienstverhältnis einer berechtigten Person mit Dienstort im Ausland aus
einem von ihr zu vertretenden Grund und zieht diese Person spätestens sechs Monate
danach ins Inland um, können ihr und den berücksichtigungsfähigen Personen für diesen

82



Teil A Auslandsumzugskostenverordnung §§ 29, 30

Umzug die Beförderungsauslagen und Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der billigsten
Fahrkarte für ein regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel erstattet werden, höchs-
tens jedoch die Beförderungsauslagen und Fahrtkosten, die durch einen Umzug an den
Sitz der obersten Dienstbehörde entstanden wären.

Abschnitt 4
Schlussvorschriften

§ 29
Übergangsregelungen

(1) Die Kosten für die Beförderung und die Einlagerung von Umzugsgut werden der
berechtigten Person, die bereits vor dem 1. Dezember 2012 über höheres Umzugsvolu-
men verfügt als nach dieser Verordnung berücksichtigt werden kann, bis zum nächsten
Umzug ins Inland mit Zusage der Umzugskostenvergütung nach § 3 Absatz 1 Nummer 1
des Bundesumzugskostengesetzes in dem Umfang erstattet, in dem sie vor dem 1. Dezem-
ber 2012 erstattungsfähig waren. Reisekosten für Hausangestellte, deren Kosten für die
Reise zum bisherigen Dienstort im Rahmen der Auslandsumzugskostenverordnung vor
dem 1. Dezember 2012 erstattet wurden, können beim nächsten Umzug mit Zusage der
Umzugskostenvergütung nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesumzugskostengesetzes
im Rahmen der Kosten einer Reise ins Inland geltend gemacht werden.
(2) Hat die berechtigte Person den Dienst am neuen Dienstort infolge einer Maßnahme,
für die Umzugskostenvergütung zugesagt worden ist, nach dem 30. Juni 2010, aber vor
dem 1. Dezember 2012 angetreten, bemisst sich die Höhe des Ausstattungs- und des
Einrichtungsbeitrags nach den §§ 12 und 13 der Auslandsumzugskostenverordnung in
der am 30. Juni 2010 geltenden Fassung und dem Bundesbesoldungsgesetz.

§ 30
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Auslandsum-
zugskostenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. November 2003
(BGBl. I S. 2360), die zuletzt durch Artikel 15 Absatz 44 des Gesetzes vom 5. Februar
2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist, außer Kraft.
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det werden. Das erfordert mindestens eine Kurzbeschreibung des Krankheitsbildes.
Außerdem muss nachgewiesen werden, dass und voraussichtlich für welchen Zeit-
raum der Umzug wegen der schweren Erkrankung nicht zugemutet werden kann.
Eventuelle Kosten der Bescheinigung sind aus der Pauschvergütung für sonstige Um-
zugsauslagen (§ 10 BUKG) zu bestreiten oder von dem Bediensteten selbst zu tragen.
Das Bundesumzugskostengesetz enthält keine Rechtsgrundlage dafür, Kosten der
Nachweisbeschaffung besonders zu erstatten.
Der Hinderungsgrund der schweren Erkrankung besteht auch dann, wenn und solan-
ge sich die erkrankte Person in einem Krankenhaus am bisherigen Wohnort oder in
seiner Nähe befindet.
Die schwere Erkrankung muss vorübergehender Natur sein. Muss nach Lage des
Einzelfalles mit einer Dauererkrankung gerechnet werden, ist diese Voraussetzung
nicht gegeben (Erl. 37). So liegt z. B. eine schwere Erkrankung der Ehefrau i. S. d.
Vorschrift nicht allein deswegen vor, weil die klimatischen Verhältnisse am neuen
Dienstort für ihren Gesundheitszustand besonders ungünstig sind (Urteil des
BVerwG vom 4. August 1977)1).
Vorübergehend ist eine schwere Erkrankung nach der amtl. Begründung dann, wenn
sie nicht länger als ein Jahr dauert2). Unberücksichtigt bleiben hiernach z. B. eine
schwere Erkrankung ohne Aussicht auf Besserung oder die ständige ambulante Be-
handlung wegen einer chronischen Erkrankung.

40. Akute lebensbedrohende Erkrankung eines Elternteils des Berechtigten, seines Ehe-
gatten oder Lebenspartners, wenn dieser in hohem Maße Hilfe des Ehegatten, Lebens-
partners oder Familienangehörigen des Berechtigten erhält (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5).
Der Erkrankte braucht kein Familienangehöriger i. S. d. § 6 Abs. 3 Satz 2 und 3
BUKG zu sein. Lebenspartner ist die in § 1 LPartG genannte Person; vgl. Erl. 29a zu
§ 1 BUKG.
Zur Nachweis- und Kostentragungspflicht vgl. Erl. 39. Die ärztliche Bescheinigung
muss erkennen lassen, dass es sich um eine akute und lebensbedrohende Erkrankung
handelt.
Eine Krankheit ist akut, wenn sie plötzlich auftritt und heftig, aber rasch verläuft. Sie
unterscheidet sich dadurch von einer chronischen Erkrankung.
Eine lebensbedrohende Erkrankung unterscheidet sich von der vorübergehenden
schweren Erkrankung in § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 durch die besondere Form des
Krankheitsbildes. In Zweifelsfällen ist ein Gutachten des Amts- oder Vertrauensarztes
einzuholen.
Die Erkrankung muss – wie in § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 – vorübergehender Natur
sein. Besteht keine Aussicht auf Besserung oder handelt es sich um eine chronische
Erkrankung, kann von einem vorübergehenden, die Trennungsgeldzahlung rechtferti-
genden Umzugshinderungsgrund nicht ausgegangen werden.
Nach der amtl. Begründung erhält ein Elternteil in hohem Maße Hilfe i. S. d. Vor-
schrift, wenn er sich in einem Zustand befindet, in dem er sich im Alltag in nahezu

1) Abgedruckt in Teil D Nr. 46.
2) So auch Urteil des BVerwG vom 16. Juni 1982 – 6 C 70.79 – Buchholz 238.90 Nr. 93 = BVerwGE

66, 1 = ZBR 1983, 38 = BWV 1983, 34.
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allen Bereichen nicht selbst versorgen kann. Die geforderte Hilfe entspricht nicht der
Hilfe, die der Schwerpflegebedürftige bedarf, weil dieser auf ständige intensive Pflege
angewiesen ist; die im Rahmen des § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 hilfsbedürftige Person ist
nicht auf Dauer erkrankt. Vgl. Begründung zum Regierungsentwurf des § 53 Abs. 1
SGB V (BR-Drs. 200/88).
Als Familienangehörige, die die Hilfe leisten, können nur die in § 6 Abs. 3 Satz 2
und 3 BUKG bezeichneten Personen berücksichtigt werden, die mit dem Berechtigten
in häuslicher Gemeinschaft leben.
Die Vorschrift geht davon aus, dass der Ehegatte, Lebenspartner oder Familienange-
hörige des Berechtigten nur dann ständig die erforderliche Hilfe leisten kann, wenn
der hilfsbedürftige Elternteil am selben Wohnort oder zumindest in geringer Entfer-
nung (Einzugsgebietsregelung) davon wohnt (vgl. amtl. Begründung). Liegt zwischen
beiden Wohnungen eine größere Entfernung, ist dies ein Indiz dafür, dass Hilfe in
dem nach der Vorschrift geforderten hohen Maße nicht vorliegen kann.
Zieht der Hilfeleistende an den Wohnort des Hilfsbedürftigen um, weil nur so eine
Hilfeleistung in dem erforderlichen Maß möglich ist, rechtfertigt das nicht die Verzö-
gerung des Umzugs und die Weitergewährung des Trennungsgeldes.

Beispiel:

Ein verheirateter Beamter, zwei Kinder, wird mit Wirkung vom 1. Juni mit Zusage
der Umzugskostenvergütung von Aachen nach Düsseldorf versetzt. Er erhält Tren-
nungsgeld. Am 1. Juli könnte er in Düsseldorf eine familiengerechte Bundesmiet-
wohnung beziehen. Am 28. Juni zeigt er an, dass sein in Stuttgart lebender Vater
akut lebensbedrohend erkrankt sei und von seiner in seinem Haushalt lebenden
Tochter gepflegt werde. Trennungsgeld wird nur bis zum 1. Juni gewährt, da die
Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 nicht vorliegen.

41. Beschäftigungsverbote für die Berechtigte oder eine Familienangehörige (§ 6 Abs. 3
Satz 2 und 3 BUKG) für die Zeit vor oder nach einer Entbindung nach mutterschutz-
rechtlichen Vorschriften (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2). Die Vorschrift ist durch Art. 3
Abs. 38 der Verordnung vom 12. Februar 2009 (BGBl. I S. 320, 325) an die Neufas-
sung des § 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BUKG durch Art. 15 Abs. 42 des Dienstrechtsneu-
ordnungsgesetzes vom 5. Februar 2009 angepasst worden. Die Neufassung spricht
jetzt nur noch allgemein von mutterschutzrechtlichen Vorschriften. Damit werden
auch entsprechende Landesvorschriften erfasst. Der Verordnungsgeber sollte deshalb
die Wörter „oder entsprechendem Landesrecht“ bei nächster Gelegenheit streichen,
damit eine mit dem Gesetz gleichlautende Vorschrift erreicht wird.
Die angesprochenen mutterschutzrechtlichen Vorschriften des MuSchG und der Mu-
SchEltZV lauten wie folgt:

„§ 3 MuSchG Schutzfristen vor und nach der Entbindung

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau in den letzten sechs Wochen vor
der Entbindung nicht beschäftigen (Schutzfrist vor der Entbindung), soweit sie sich
nicht zur Arbeitsleistung ausdrücklich bereit erklärt. Sie kann die Erklärung nach
Satz 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. Für die Berechnung der
Schutzfrist vor der Entbindung ist der voraussichtliche Tag der Entbindung maß-
geblich, wie er sich aus dem ärztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis einer Hebamme
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oder eines Entbindungspflegers ergibt. Entbindet eine Frau nicht am voraussichtli-
chen Tag, verkürzt oder verlängert sich die Schutzfrist vor der Entbindung entspre-
chend.
(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau bis zum Ablauf von acht Wochen nach der
Entbindung nicht beschäftigen (Schutzfrist nach der Entbindung). Die Schutzfrist
nach der Entbindung verlängert sich auf zwölf Wochen
1. bei Frühgeburten,
2. bei Mehrlingsgeburten und,
3. wenn vor Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung bei dem Kind eine

Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch ärztlich festgestellt wird.

Bei vorzeitiger Entbindung verlängert sich die Schutzfrist nach der Entbindung
nach Satz 1 oder nach Satz 2 um den Zeitraum der Verkürzung der Schutzfrist vor
der Entbindung nach Absatz 1 Satz 4. Nach Satz 2 Nummer 3 verlängert sich die
Schutzfrist nach der Entbindung nur, wenn die Frau dies beantragt.
(3) Die Ausbildungsstelle darf eine Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 8 bereits in der Schutzfrist nach der Entbindung im Rahmen der schulischen
oder hochschulischen Ausbildung tätig werden lassen, wenn die Frau dies aus-
drücklich gegenüber ihrer Ausbildungsstelle verlangt. Die Frau kann ihre Erklärung
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
(4) Der Arbeitgeber darf eine Frau nach dem Tod ihres Kindes bereits nach Ablauf
der ersten zwei Wochen nach der Entbindung beschäftigen, wenn
1. die Frau dies ausdrücklich verlangt und
2. nach ärztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht.

Sie kann ihre Erklärung nach Satz 1 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die
Zukunft widerrufen.

§ 4 MuSchG Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau, die 18 Jahre oder
älter ist, nicht mit einer Arbeit beschäftigen, die die Frau über achteinhalb Stunden
täglich oder über 90 Stunden in der Doppelwoche hinaus zu leisten hat. Eine
schwangere oder stillende Frau unter 18 Jahren darf der Arbeitgeber nicht mit einer
Arbeit beschäftigen, die die Frau über acht Stunden täglich oder über 80 Stunden in
der Doppelwoche hinaus zu leisten hat. In die Doppelwoche werden die Sonntage
eingerechnet. Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nicht in
einem Umfang beschäftigen, der die vertraglich vereinbarte wöchentliche Arbeits-
zeit im Durchschnitt des Monats übersteigt. Bei mehreren Arbeitgebern sind die
Arbeitszeiten zusammenzurechnen.
(2) Der Arbeitgeber muss der schwangeren oder stillenden Frau nach Beendigung
der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stun-
den gewähren.
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§ 5 MuSchG Verbot der Nachtarbeit

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nicht zwischen 20
Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Er darf sie bis 22 Uhr beschäftigen, wenn die Voraus-
setzungen des § 28 erfüllt sind.
(2) Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder stillende Frau im Sinne von
§ 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr im Rahmen der
schulischen oder hochschulischen Ausbildung tätig werden lassen. Die Ausbil-
dungsstelle darf sie an Ausbildungsveranstaltungen bis 22 Uhr teilnehmen lassen,
wenn
1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2. die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erforderlich ist und
3. insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere Frau oder

ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

§ 6 MuSchG Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau nicht an Sonn- und
Feiertagen beschäftigen. Er darf sie an Sonn- und Feiertagen nur dann beschäftigen,
wenn
1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2. eine Ausnahme vom allgemeinen Verbot der Arbeit an Sonn- und Feiertagen

nach § 10 des Arbeitszeitgesetzes zugelassen ist,
3. der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene Nachtruhezeit

von mindestens elf Stunden ein Ersatzruhetag gewährt wird und
4. insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere Frau oder

ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
(2) Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder stillende Frau im Sinne von
§ 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht an Sonn- und Feiertagen im Rahmen der
schulischen oder hochschulischen Ausbildung tätig werden lassen. Die Ausbil-
dungsstelle darf sie an Ausbildungsveranstaltungen an Sonn- und Feiertagen teil-
nehmen lassen, wenn
1. sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2. die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erforderlich ist,
3. der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene Nachtruhezeit

von mindestens elf Stunden ein Ersatzruhetag gewährt wird und
4. insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere Frau oder

ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 2 Nummer 1
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
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§ 16 MuSchG Ärztliches Beschäftigungsverbot

(1) Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau nicht beschäftigen, soweit nach
einem ärztlichen Zeugnis ihre Gesundheit oder die ihres Kindes bei Fortdauer der
Beschäftigung gefährdet ist.
(2) Der Arbeitgeber darf eine Frau, die nach einem ärztlichen Zeugnis in den ersten
Monaten nach der Entbindung nicht voll leistungsfähig ist, nicht mit Arbeiten be-
schäftigen, die ihre Leistungsfähigkeit übersteigen.

§ 2 MuSchEltZV Anwendung des Mutterschutzgesetzes

(1) Die folgenden Vorschriften des Mutterschutzgesetzes sind entsprechend anzu-
wenden:
1. zu Begriffsbestimmungen (§ 2 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4

des Mutterschutzgesetzes),
2. zur Gestaltung der Arbeitsbedingungen (§§ 9, 10 Absatz 1 und 2, §§ 11, 12, 13

Absatz 1 Nummer 1 des Mutterschutzgesetzes),
3. zum Arbeitsplatzwechsel (§ 13 Absatz 1 Nummer 2 des Mutterschutzgesetzes),
4. zur Dokumentation und Information durch den Arbeitgeber (§ 14 des Mutter-

schutzgesetzes),
5. zu Beschäftigungsverboten (§§ 3 bis 6, 10 Absatz 3, § 13 Absatz 1 Nummer 3

und § 16 des Mutterschutzgesetzes),
6. zu Mitteilungen und Nachweisen über die Schwangerschaft und das Stillen (§ 15

des Mutterschutzgesetzes),
7. zur Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen (§ 7 des Mutterschutzge-

setzes),
8. zu den Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des Arbeitgebers (§ 27 Ab-

satz 1 bis 5 des Mutterschutzgesetzes) sowie
9. zum behördlichen Genehmigungsverfahren für eine Beschäftigung zwischen 20

und 22 Uhr (§ 28 des Mutterschutzgesetzes).

Andere Arbeitsschutzvorschriften bleiben unberührt.
(2) In jeder Dienststelle, bei der regelmäßig mehr als drei Personen tätig sind, sind
ein Abdruck des Mutterschutzgesetzes sowie ein Abdruck dieser Verordnung an
geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen, auszuhändigen oder in einem elektroni-
schen Informationssystem jederzeit zugänglich zu machen.“

Nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 Satz 1 MuSchG und den entsprechenden Vorschriften
des § 1 MuSchEltZV dürfen hiernach Beamtinnen in den letzten sechs Wochen vor
der Entbindung und in den ersten acht Wochen nach der Entbindung nicht zur
Dienstleistung herangezogen werden. Diese Frist verlängert sich bei Früh- und Mehr-
lingsgeburten auf zwölf Wochen, bei Frühgeburten und sonstigen vorzeitigen Entbin-
dungen zusätzlich um den Zeitraum der Schutzfrist, der vor der Geburt nicht in An-
spruch genommen werden konnte. Vergleiche Beschluss des Bay. VGH vom 14. Ok-
tober 2005 – 15 ZB 05.1985 – juris, § 2 TGV. Da innerhalb dieser Fristen i. d. R.
ein Wohnungswechsel nicht vorgenommen werden kann, hat der Gesetzgeber einen
Hinderungsgrund anerkannt.
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Befindet sich die Ehefrau oder das Kind auch nach Ablauf dieser Fristen vorüberge-
hend noch in einem Gesundheitszustand, der einen Wohnungswechsel nicht erlaubt,
kann Trennungsgeld nach § 2 Abs. 2 Satz 3 mit Zustimmung der obersten Dienstbe-
hörde bis zu längstens einem Jahr nur weitergewährt werden, wenn und solange nach
ärztlicher Bescheinigung die Voraussetzungen des Hinderungsgrundes „vorüberge-
hende schwere Erkrankung“ nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 vorliegen.
Bei Elternzeit1) wird kein Trennungsgeld gewährt (§ 7 Abs. 4).
a) Schul- oder Berufsausbildung eines Kindes (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3 BUKG)

bis zum Ende des Schul- oder Ausbildungsjahres. Befindet sich das Kind in der
Jahrgangsstufe 12 einer Schule, verlängert sich die Gewährung des Trennungsgel-
des bis zum Ende des folgenden Schuljahres; befindet sich das Kind im vorletzten
Ausbildungsjahr eines Berufsausbildungsverhältnisses, verlängert sich die Gewäh-
rung des Trennungsgeldes bis zum Ende des folgenden Ausbildungsjahres (§ 2
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3);

b) Schul- oder erste Berufsausbildung des Ehegatten oder Lebenspartners in ent-
sprechender Anwendung des Buchst. a (§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6).

42. Die Voraussetzungen, unter denen die Schul- oder Berufsausbildung eines Kindes als
Umzugshinderungsgrund anerkannt werden konnte, ergaben sich bisher aus dem
BMI-RdSchr. vom 15. März 1978 (GMBl S. 203) i. d. F. vom 5. April 1979 (GMBl
S. 119). Die Regelung war wegen der Besonderheiten hinsichtlich der verschiedenen
Schulformen und der Berücksichtigung des Lebensalters und des Einkommens des
Kindes kompliziert. Die gesetzliche Neuregelung ist übersichtlicher und dient der
Verwaltungsvereinfachung.
Die Schul- oder erste Berufsausbildung des Ehegatten ist bei der parlamentarischen
Beratung neu in das Gesetz aufgenommen worden2).
Die Regelung sieht die Berücksichtigung der folgenden Zeiten vor:
1. Schulausbildung eines Kindes oder des Ehegatten bis zum Ende des Schuljahres

1) Bis 1. Januar 2001: Erziehungsurlaub; vgl. Art. 29 Nr. 2 des am 2. Januar 2001 in Kraft getretenen
Gesetzes zur Änderung des Begriffs „Erziehungsurlaub“ vom 30. November 2000 (BGBl. I 2001
S. 26, 30).

2) Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses (4. Ausschuss) vom 17. Oktober 1990
zum Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Bundesumzugskostengesetzes (BT-Drs. 11/
8138).
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Die Regelung gilt für alle Schulformen (z. B. Grund-, Haupt-, Realschulen und
Gymnasien)1). Bei weiterführenden Schulen kommt es nicht darauf an, dass sie
„allgemeinbildend“ sind. Das im Regierungsentwurf des Gesetzes enthaltene Ad-
jektiv „allgemeinbildend“ ist bei der parlamentarischen Beratung des Entwurfs
gestrichen worden, weil die Berechtigten nicht benachteiligt werden sollen, deren
Kinder andere weiterführende Schulen (z. B. berufsbildende Schulen wie Berufs-
schulen, Berufsfachschulen, Fachoberschulen)2) besuchen3). Unter der Vorausset-
zung, dass ihr Besuch Teil einer in sich geschlossenen, altersgerechten Schulausbil-
dung ist, werden auch Abendrealschulen und -gymnasien berücksichtigt. Altersge-
recht bedeutet, dass die Abendschule in dem Alter besucht wird, in dem
üblicherweise auch die Tagesform der betreffenden Schule besucht wird4).
Hochschul- und Fachhochschulausbildung sind kein Umzugshinderungsgrund.
Die Vorschrift setzt voraus, dass das unterrichtsmäßige Schuljahr an der bisheri-
gen Schule im maßgebenden Zeitpunkt (Wegfall des Wohnungsmangels oder
Wirksamwerden der dienstlichen Maßnahme) bereits begonnen hat, d. h. der
Schüler sich bereits in dem entsprechenden Schuljahr befindet. Das Trennungsgeld
wird dann bis zum Ende des Schuljahres gezahlt. Das laufende Schuljahr braucht
nicht durch einen Umzug abrupt unterbrochen zu werden.
Nach dem Wortlaut und Zweck der Regelung stellt es keinen Hinderungsgrund
dar, wenn das Schuljahr erst bevorsteht. Vergleiche Beschluss des BVerwG vom
22. Oktober 1997 – 10 B 6.96 – Dokumentarische Berichte 1998, 15.
Das Abstellen auf den Beginn des Schuljahres an der bisherigen Schule führt je-
doch zu einem ungewollten Ergebnis, wenn dasselbe Schuljahr an der neuen Schu-
le erst später beginnt. Kann in diesem Falle das in Betracht kommende Schuljahr

1) Nach dem Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 2005 gibt es folgende Schulformen:
a) Allgemeinbildende Schulen

– Grundschule
– Sekundarschule
– Gesamtschule
– Gymnasium
– Förderschule
– Schulen des zweiten Bildungsweges: Abendsekundarschule, Abendgymnasium und Kolleg

b) Berufsbildende Schulen
– Berufsschule
– Berufsfachschule
– Fachschule
– Fachoberschule
– Fachgymnasium

2) Nach dem Urteil des BAG vom 13. Februar 2003 – 6 AZR 411/01 – BB 2003, 2408, kann der
Besuch einer Fachoberschule eines volljährigen ledigen Kindes, das mit dem Berechtigten in häusli-
cher Gemeinschaft lebt, ein Umzugshinderungsgrund nach § 12 Abs. 3 Unterabs. 1 Nr. 3 Satz 1
BUKG sein.

3) Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses (4. Ausschuss) vom 17. Oktober 1990
zum Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Bundesumzugskostengesetzes (BT-Drs. 11/
8138).

4) Vgl. Urteil des BVerwG vom 23. April 1987 im Teil D Nr. 50a.
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voll in der neuen Schule verbracht werden, liegt ein Umzugshinderungsgrund
nicht vor. Dementsprechend kann es im umgekehrten Falle als Umzugshinde-
rungsgrund anerkannt werden, wenn das in Betracht kommende Schuljahr im
Zeitpunkt des Wegfalls des Wohnungsmangels an der neuen Schule schon begon-
nen hat, an der bisherigen aber noch nicht1).
Der Hinderungsgrund kann nur bis zur unterrichtsmäßigen Beendigung des lau-
fenden Schuljahres berücksichtigt werden; dabei spielt es keine Rolle, ob das
Schuljahr erstmalig durchlaufen oder wiederholt wird. Insoweit ermöglicht das
Gesetz ohne Nachteile für die Gewährung von Trennungsgeld den Abschluss der
Schulausbildung am bisherigen Wohn-/Dienstort, indem ein Kind die als Einheit
anzusehenden Schuljahrgänge 12 und 13 ohne Unterbrechung durch einen auf-
grund einer Versetzung des Berechtigten ausgelösten Schulwechsel durchlaufen
kann. Dabei geht es allerdings in Konkretisierung der Fürsorgepflicht von einem
regulären Durchlaufen der Jahrgangsstufen aus. Die Fürsorgepflicht rechtfertigt
die Gewährung von Trennungsgeld dann nicht, wenn das in der persönlichen
Sphäre des Beamten liegende Umzugshindernis aus Umständen erwachsen ist, die
der Soldate/Beamte und seine Familie zu vertreten haben. Die Wiederholung des
laufenden Schuljahres ist damit kein Umzugshindernis i. S. d. § 12 Abs. 3 Satz 1
Nr. 3 BUKG. Das gilt auch bei Wiederholung des 12. und 13. Schuljahres. Vgl.
Beschluss des Bay. VGH vom 14. Oktober 2005 – 15 ZB 05.1985 – juris § 12
BUKG und Beschluss des VGH BW vom 19. Mai 2003 – 4 S 946/02 – juris § 12
BUKG.
Die Schulausbildung muss am bisherigen Wohn- oder Dienstort bzw. in erreich-
barer Nähe hierzu stattfinden; vgl. amtl. Begründung. Bei größerer Entfernung
zwischen Wohnung und Schule (z. B. bei Internatsunterbringung) ist die Schulaus-
bildung kein Umzugshinderungsgrund. Das gleiche gilt, wenn der Besuch der bis-
herigen Schule auch vom neuen Dienst- oder Wohnort aus möglich und zumutbar
wäre.
Die Gewährung des Trennungsgeldes verlängert sich über das Unterrichtsende
der Jahrgangsstufe 12 hinaus bis zum Ende des folgenden (13.) Schuljahres, wenn
sich das Kind oder der Ehegatte bereits in der Jahrgangsstufe 12 einer Schule
befindet. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Noten der letz-
ten beiden Jahrgangsstufen in das Ergebnis der Abiturprüfung einfließen und ein
Schulwechsel in dieser Zeit wegen unterschiedlicher Lehrpläne und Kursangebote
nur unter erheblichen Erschwernissen und Inkaufnahme von Nachteilen möglich
ist. Besteht das Kind/der Ehegatte die Abschlussprüfung (Abitur) am Ende des
13. Schuljahres nicht, kann Trennungsgeld für das dann zu wiederholende Schul-
jahr nicht mehr gewährt werden.
Die Regelung ist unter Berücksichtigung des mit der Vorschrift verfolgten Zwecks
und des in der Entstehungsgeschichte der Norm zum Ausdruck gebrachten Wil-
lens des Verordnungsgebers sowie des Fehlens von daher eine Ungleichbehand-
lung rechtfertigender Unterschiede im Wege der Rechtsfortbildung auch auf die
Fälle zu erstrecken, in denen über andere zwei Jahrgangsstufen als den in der
Vorschrift genannten Stufen 12 und 13 – nämlich den Jahrgangsstufen 11 und

1) Vgl. Urteil des BVerwG vom 20. Juni 2000 – 10 C 3.99 – Buchholz 261 § 12 BUKG Nr. 3 –
DÖD 2001, 70, das zwar zur ATGV ergangen ist, aber für die TGV entsprechend gilt.
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12 – hinweg die Qualifikation für die die Ausbildung des Kindes an einer weiter-
führenden Schule abschließende Prüfung erworben wird. In solchen Fällen liegt
nach dem im Teil D Nr. 28 abgedruckten Urteil des BVerwG vom 30. April
2009 – BVerwG 2 C 17.08 – eine planwidrige Regelungslücke vor, die – anders
als im Besoldungs- und Versorgungsrecht – im Wege der Analogie zu schließen
ist.
Nach dem Sinn und Zweck der Regelung tritt als vorletztes Schuljahr an die Stelle
des 12. das 11. Schuljahr, wenn in dem betreffenden Bundesland das Abitur nach
zwölf Jahren abgelegt wird.
Das Schuljahr endet mit dem letzten Schultag (Schuljahresabschluss), das letzte
Schuljahr mit dem letzten Prüfungstag. Ist im unmittelbaren Anschluss an eine
nicht bestandene Prüfung eine Nachprüfung erforderlich, ist der letzte Tag der
Nachprüfung maßgebend.
Der früher vorgeschriebene Vorbehalt des Widerrufs der Weiterbewilligung des
Trennungsgeldes für den Fall, dass die Schulausbildung nach bestimmten Schul-
jahren nicht beendet wurde, ist weggefallen.
Die Schulausbildung kann nur dann zur Weiterzahlung des Trennungsgeldes füh-
ren, wenn das Kind oder der Ehegatte im maßgebenden Zeitpunkt mit dem Be-
rechtigten in häuslicher Gemeinschaft lebt und die Voraussetzungen des § 6
Abs. 3 Satz 2 und 3 BUKG (siehe Erl. 58 zu § 6 BUKG) erfüllt.
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